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Zur Arbeitsweise des Bezirksgerichts
bei der Leitung der Rechtsprechung der Kreisgerichte

Die Grundsätze zum Erlaß des Staatsrates über die 
grundsätzlichen Aufgaben und die Arbeitsweise der 
Organe der Rechtspflege stellen den Bezirksgerichten 
die Aufgabe, über die Tätigkeit der Kreisgerichte zu 
wachen und sie anzuleiten. Das erfordert auch eine 
Qualifizierung der Arbeit der Bezirksgerichte.
Welches sind die Hauptaufgaben, denen wir uns im 
Zusammenhang mit der Diskussion über die Grund­
sätze des Staatsratserlasses zugewandt haben?
1. Schaffung der ideologischen Voraussetzungen für die 
qualifizierte Tätigkeit der künftigen Organe des Be­
zirksgerichts.
2. Vorbereitung der eigenverantwortlichen Anleitung 
und Kontrolle der gesamten Tätigkeit der Kreis­
gerichte durch das Bezirksgericht.
3. Maßnahmen zur weiteren Qualifizierung der Kader, 
einschließlich der Verbesserung der Arbeit der 
Schöffen.
Im folgenden sollen einige Gedanken zu den beiden 
ersten Aufgaben zur Diskussion gestellt werden.
Zur Arbeit der künftigen Organe des Bezirksgerichts
Im Entwurf des Staatsratserlasses wird vorgeschlagen, 
als oberstes Organ des Bezirksgerichts ein P l e n u m  
zu schaffen, das die gesamte Tätigkeit des Bezirks­
gerichts und der Kreisgerichte im Bezirk leiten und 
die einheitliche und richtige Rechtsanwendung sichern 
soll. Mit dieser Aufgabenstellung unterscheidet sich die 
Tätigkeit des Plenums qualitativ von den erweiterten 
Dienstbesprechungen des Bezirksgerichts, die nur erste 
Anfänge in dieser Richtung darstellen1 und deren Er­
fahrungen wir für die künftige Regelung auswerten 
müssen. Die Arbeit des Plenums muß von der schöpfe­
rischen Mitarbeit aller seiner Mitglieder getragen sein. 
Das ist gegenwärtig bei der Vorbereitung und Durch­
führung der erweiterten Dienstbesprechung noch nicht 
der Fall. Jetzt fühlen sich noch längst nicht alle Richter 
für die Gesamtaufgaben des Gerichts verantwortlich. Es 
ist also notwendig, daß alle Mitglieder des Plenums ihre 
Verantwortung für die kollektive Herausarbeitung der 
politischen Aufgaben des Bezirksgerichts erkennen. 
Jedes Ressortdenken muß schnellstens überwunden 
und die Verantwortung des einzelnen für das Ganze 
entschieden gehoben werden. Darin sehen wir eine der 
Hauptaufgaben bei der Vorbereitung der künftigen 
Tätigkeit des Plenums.
Von großer Bedeutung ist auch die Auswahl qualifi­
zierter Kreisgerichtsdirektoren, die dem Plenum als 
ständige Mitglieder angehören sollen. Diese Direktoren 
müssen sowohl in die Vorbereitung als auch in die 
Auswertung und Durchsetzung der vom Plenum ge­
faßten Beschlüsse aktiv einbezogen werden. Zu den 
regelmäßigen Berichterstattungen der Kreisgerichte im 
Plenum sollten sie auf der Grundlage eigener Unter­
suchungen Gegenberichte erstatten. Diese Methode 
haben wir zum Teil schon in Direktorentagungen 
erfolgreich praktiziert. Einige Mitglieder des Plenums 
sollten die Tagungen des Plenums in Stützpunktbera­
tungen mit mehreren Richtern der Kreisgerichte vor­
bereiten; ähnlich sollte die Auswertung der Tagungen 
geschehen.

1 Vgl. dazu Jahn, „Erweiterte Dienstbesprechungen der Be­
zirksgerichte — eine wichtige Methode zur Anleitung der
Rechtsprechung“, NJ 1962 S. 383 ff.; Graß, „Erfahrungen bei 
der Anleitung der Kreisgerichte“, Sozialistische Demokratie 
Nr. 49 vom 7. -Dezember 1962, S. 11. Zur Einbeziehung der 
Schöffen in die Vorbereitung und Durchführung der erwei­
terten Dienstbesprechungen vgl. den Beitrag von Keil in die­
sem Heft.

Zur Mitarbeit im Plenum wollen wir auch Nachwuchs­
kader für das Bezirksgericht — oder für andere wich­
tige Funktionen — mit heranziehen, ohne daß sie Mit­
glieder des Plenums zu sein brauchen. Dabei sollen 
ihnen Aufträge erteilt werden, die zu ihrer Qualifizie­
rung beitragen. Die Art und Weise, wie sie diese Auf­
träge erfüllen, werden eine zuverlässigere Einschätzung 
ihrer Eignung für höhere Funktionen ermöglichen.
Wir halten es ferner für notwendig, daß im Plenum 
des Bezirkgerichts auch einige Schöffen (etwa drei bis 
sechs) mitwirken. Ihre spezielle Aufgabe sollte es sein, 
die Beschlüsse ■ des Plenums vorher in ihrem Arbeits­
und Lebensbereich mit den Werktätigen zu beraten. 
Das müßte selbstverständlich unter gründlicher An­
leitung erfolgen.
Das P r ä s i d i u m  des Bezirksgerichts soll nach dem 
Entwurf des Staatsratserlasses das kollektive Organ 
zur Organisierung der Tätigkeit des Bezirksgerichts, 
besonders seines Plenums, sowie zur Leitung der 
Tätigkeit, Verwaltung und Kaderarbeit der Kreis­
gerichte im Bezirk sein. Wir gehen davon aus, daß das 
Präsidium dem Plenum einen konkreten Arbeitsplan 
vorlegen muß, der die zielstrebige Verwirklichung der 
vom Bezirksgericht zu lösenden Aufgaben sichert. Die 
Tätigkeit des Präsidiums könnte der Form nach den 
bisherigen Beratungen mit den Senatsvorsitzenden 
gleichen; inhaltlich ist es aber eine völlig neue Insti­
tution, der wichtige Leitungsaufgaben übertragen sind. 
Die Tätigkeit der künftigen neuen Organe des Bezirks­
gerichts macht u. E. regelmäßige Richterdienstbespre­
chungen, die wir jetzt wöchentlich durchführen, nicht 
überflüssig. Sie sind auch notwendig, um stets die Er­
gebnisse der Rechtsprechung der Senate und der Kreis­
gerichte sowie der operativen Einsätze einzuschätzen, 
die Entscheidungen des Obersten Gerichts auszuwerten, 
die Tätigkeit der Senate zu koordinieren und festzu­
legen, welche Probleme dem Obersten Gericht, der 
Volksvertretung oder anderen Stellen mitzuteilen sind. 
Sie sind auch notwendig, um schneller Erfahrungen 
auszutauschen und grundsätzliche Fragen der Kader­
arbeit zu beraten. Die Dienstbesprechungen werden 
überdies auch der gründlicheren Vorbereitung der 
Plenartagungen durch alle Senate dienlich sein.

Neue Formen und Methoden der Anleitung der
Kreisgerichte
Zur eigenverantwortlichen Leitung der Rechtsprechung 
durch die Bezirksgerichte sind neue Formen und 
Methoden der Anleitung notwendig2 * S.. Bereits Mitte 1962 
begannen wir, das Bezirksgericht allmählich an die 
eigenverantwortliche Anleitung der Rechtsprechung der 
Kreisgerichte heranzuführen. So beschlossen wir z. B. 
mit der Justizverwaltungsstelle einen gemeinsamen 
Arbeitsplan für das 2. Halbjahr 1962, der die Verant-

2 vgl. dazu auch Ziemen, „Zur Rolle des Bezirksgerichts bei 
der Anleitung der Rechtsprechung der Kreisgerichte“, NJ 1962 
S. 626 ff., und Neumann, „Erfahrungen aus der Durchsetzung 
der Redhtspflegebeschlüsse des Staatsrates in der Recht­
sprechung des Bezirksgerichts Karl-Marx-Stadt“, NJ 1962
S. 653. Die hier geschilderten Methoden der Anleitung der 
Kreisgerichte haben wir im wesentlichen ebenfalls prakti­
ziert.
Allerdings stimmen wir der Meinung von Neumann, daß „im 
Interesse einer schnellen Erledigung der Strafverfahren und 
damit einer guten Anleitung der Kreisgerichte'- mehr von der 
Möglichkeit der selbständigen eigenen Beweisaufnahme Ge­
brauch gemacht werden sollte, nicht zu. Der Ausnahme- 
Charakter der eigenen Beweisaufnahme sollte nicht verwischt 
werden. Wir führen sie nur in den Fällen durch, in denen 
eine Rückgabe der Sache im Interesse aller Beteiligten nicht 
zu vertreten wäre.


